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Sachstand: Änderung des Landeswassergesetzes NRW

Sehr geehrte Damen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,

Zusammenfassung:

Dieser Schnellbrief schließt sich an den Schnellbrief Nr. 173/2004 vom 22.11.2004 an. 
Am 17.01.2005 hat im Landtag NRW die Anhörung zur Änderung des Landeswasser-gesetzes stattgefunden. Der Landtag NRW hat zur Vorbereitung dieser Anhörung gezielte Fragen zum Gesetzentwurf der Landesregierung (LT-Drs. 13/6222) gestellt. Zu diesen Fragen hat die Geschäftsstelle des StGB gemeinsam mit dem Landkreistag NRW und dem Städtetag NRW eine gemeinsame Stellungnahme erarbeitet, die diesem Schnellbrief als Anlage beigefügt ist. Die Geschäftsstelle des StGB NRW hat dafür Sorge getragen, dass unabhängig von den gestellten Fragen des Landtags weiterhin im Vorspann der abgegebenen Stellungnahme abermals die Forderungen des StGB NRW eingebracht worden sind, die bislang im Gesetzentwurf der Landesregierung nicht berücksichtigt worden sind. Es wird nunmehr abzuwarten sein, ob die weiteren vorgetragenen Forderungen des StGB NRW in den Gesetzentwurf noch Eingang finden.

Nach derzeitigem Kenntnisstand haben Landesregierung und Landtag nach wie vor das Ziel, das Landeswassergesetz NRW im Frühjahr 2005 endgültig zu verabschieden, so dass es voraussichtlich Mitte des Jahres 2005 in Kraft treten könnte. 

Im Einzelnen:

Durch die notwendige Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union (EU-WRRL) in deutsches Recht ist eine Änderung des Landeswassergesetzes erforderlich geworden. Die Geschäftsstelle hat immer wieder deutlich herausgestellt, dass die Vorgaben der EU-WRRL in NRW (nur) 1: 1 umgesetzt werden dürfen. Insbesondere muss die Umsetzung für die Städte und Gemeinden kostenneutral erfolgen. Die Erfüllung der Maßgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie ist zudem eine (landes)staatliche Aufgabe mit der Folge, dass das in der Landesverfassung nunmehr verankerte und strikte Konnexitätsprinzip in vollem Umfang zur Anwendung gelangen muss. Die Landesregierung hat am 9.11.2004 den Gesetzentwurf zur Änderung des Landeswassergesetzes NRW beschlossen (Landtags-Drucksache 13/6222). In den Gesetzentwurf hat auf Initiative des StGB NRW Eingang gefunden, dass dem Landtag zukünftig ein Kontrollrecht bei der verwaltungsmäßigen Umsetzung der EU-WRRL eingeräumt wird. Außerdem ist eine Abstimmung mit den Anrainer-Ländern (Bundesländer, EU-Mitgliedsstaaten wie z.B. Niederlande, Belgien) vorgesehen. Auch dieses ist eine zentrale Forderung des StGB NRW gewesen, denn es muss gewährleistet sein, dass die EU-WRRL in allen Mitgliedsstaaten einheitlich umgesetzt wird. Der StGB NRW hat immer wieder gefordert, dass im Rahmen der Umsetzung der EU-WRRL eine Folgekosten-Abschätzung unverzichtbar ist, d.h. jedwede Umsetzungsmaßnahmen im Lichte der Folgekosten abgekloppt und überprüft werden müssen. Leider hat das Land NRW bisher noch keine solche Folgekosten-Abschätzung vorgenommen.
In den Gesetzentwurf der Landesregierung (Landtags-Drucksache 13/6222) sind bislang insbesondere folgende Vorschläge des StGB NRW aufgenommen worden:
1. Regelung einer Abwasserüberlassungspflicht

Künftig wird eine Abwasserüberlassungspflicht der privaten Grundstückseigentümer sowohl für Schmutzwasser als für Niederschlagswasser (Regenwasser) gesetzlich verankert werden. Es wird damit eine vom OVG NRW mit Urteil vom 28.1.2003 (Az.: 15 A 4751/01, NWVBl. 2003, S. 380ff.) aufgezeigte Regelungslücke geschlossen. Das OVG NRW hatte entschieden, dass ein Anschluss- und Benutzungszwang für Regenwasser nicht besteht, weil die Regenwasserbeseitigung von privaten Grundstücken nicht - wie in § 9 Gemeindeordnung NRW gesetzlich gefordert - der Volksgesundheit dient. Die Regelung einer Abwasserüberlassungspflicht im neuen Landeswassergesetz ist deshalb unverzichtbar, weil andernfalls damit zu rechnen ist, dass sich viele Grundstücks-eigentümer aus Gründen der reinen Einsparung von Abwassergebühren mit der Regenwasserbeseitigung vom Kanalnetz der Gemeinde abkoppeln oder sich nicht anschließen werden. Diese Entwicklung musste gestoppt werden, weil eine ortsnahe Regenwasserbeseitigung ohne Berücksichtigung der Maßgaben in § 51 a LWG NRW (insbesondere der Stichtagsregelung: ortsnahe Regenwasserbeseitigung nur für Grundstücke, die erstmals nach dem 1.1.1996 bebaut werden) zu unerwünschten Folgen führen kann (z.B. Vernässungsschäden an Gebäuden auf Nachbargrundstücken und sich daran anschließende Haftungsfragen, unkontrolliertes Einleiten des Regenwassers von privaten Grundstücken in Gewässer, erheblicher Anstieg der getrennten Regenwasser-gebühr durch stetige Verringerung der angeschlossenen Flächen). 

2. Ortsnahe Regenwasserbeseitigung

Zukünftig wird ein Grundstückseigentümer nur dann zur Beseitigung des Regenwassers auf seinem Grundstück verpflichtet sein, wenn gegenüber der zuständigen Behörde nachgewiesen ist, dass das Niederschlagswasser gemeinwohlverträglich auf dem Grundstück versickert oder ortsnah in ein Gewässer eingeleitet werden kann und die Gemeinde ihn von der (Abwasser-)Überlassungspflicht (für Regenwasser) nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW-Entwurf freigestellt hat. Diese Klarstellung ist erforderlich, damit in einem Entwässerungsgebiet die Regenbeseitigung einheitlich geregelt werden kann. Es muss sichergestellt werden, dass abgeschlossene Kanalnetzplanungen und deren Verwirklichung nicht nachträglich entwertet werden, weil die im Rahmen der Kanalnetzplanung und des Kanalbaus vorgesehene Anschlussquote im Hinblick auf die zu entsorgenden Grundstücke nicht realisiert werden kann und hierdurch die getätigten Investitionen nachträglich entwertet werden. Dieses gilt auch für den Bau von Regenrückhaltebecken. Im Interesse klarer Zuständigkeiten und einer klaren Zuordnung der Abwasserbeseitigungspflicht für das Niederschlagswasser ist es deshalb unverzichtbar, dass bezogen auf ein Entwässerungs-gebiet die Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser entweder vollständig bei der Gemeinde oder bei den Grundstückseigentümern liegt. Dieses entspricht auch der Vollzugslinie des § 51 a LWG NRW in den vergangenen Jahren und vermeidet ein „Durcheinander“ im Hinblick auf die Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser in einem Entwässerungsgebiet. Schließlich darf nicht verkannt werden, dass die ortsnahe Regenwasserbeseitigung nur dadurch vorangebracht werden kann, dass das Thema durch gut funktionierende Beispiele befördert wird. In diesem Zusammenhang sind „Flicken-teppiche im Hinblick auf die Abwasserbeseitigungspflicht für Regenwasser“ unzweifelhaft kontraproduktiv und der Beförderung der ortsnahen Regenwasserbeseitigung abträglich, was nicht erwünscht sein kann. Denn immerhin darf nicht verkannt werden, dass durch eine ordnungsgemäß und gut funktionierende ortsnahe Regenwasserbeseitigung auch Kosten etwa für den Bau von Regenrückhaltebecken eingespart werden können. In diesem Zusammenhang wird es in der Zukunft aber erforderlich sein, dass die Städte und Gemeinden gerade in Neubaugebieten stärker als bislang in Erwägung ziehen, die ortsnahe Regenwasserbeseitigung durch von der Gemeinde gebaute und betriebene Versickerungs-anlagen durchzuführen, die dann Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage der Gemeinde sind. Denn zum einen werden hierdurch die privaten Grundstückseigentümer von dem Bau, dem Betrieb und der Unterhaltung einer privaten Versickerungsanlage auf ihrem Grundstück finanziell entlastet und können ihr Grundstück ohne jedwede Beschränkungen nutzen. Zum anderen wird auch eine klare Systematik im Hinblick auf die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren geschaffen, weil die von der Gemeinde betriebenen öffentlichen Versickerungsanlagen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage sind, für deren Benutzung kommunalabgabenrechtlich  Beiträge und Gebühren erhoben werden können.

3. Betretungsrecht  (§ 53 Abs. 4 a LWG NRW-Entwurf)

Das Betretungsrecht der abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinde im Hinblick auf private Grundstücke wird dahin erweitert, dass auch das Befahren von privaten Abwasserleitungen auf privaten Grundstücken mit der TV-Kamera im Zusammenhang mit der Inspektion der öffentlichen Abwasseranlage vom Betretungsrecht abgedeckt ist. § 53 Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW-Entwurf bestimmt insoweit, dass das Betretungsrecht auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser gilt, dass der Gemeinde zu überlassen ist.

4. Abwasserbeseitigungspflicht und AöR 

Gründet eine Gemeinde eine Anstalt öffentlichen Rechts nach § 114 a GO NRW und überträgt sie dieser die Aufgabe der Abwasserbeseitigung, so verbleibt zukünftig nach § 53 b LWG NRW-Entwurf nur die Aufgabe der Aufstellung des Abwasserbeseitigungskonzeptes bei der Gemeinde verbleibt. Außerdem kann die Gemeinde nunmehr auch die Gewässer-unterhaltungspflicht auf die Anstalt öffentlichen Rechts übertragen.
5. Umlage der Kosten der Abwasserbeseitigung ( § 53 c LWG NRW-Entwurf)

In § 53 c Satz 1 LWG NRW-Entwurf soll geregelt werden, dass die Gemeinden alle Aufwendungen über die Abwassergebühr abrechnen kann, die ihr durch die Wahrnehmung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht entstehen. Hierzu gehören insbesondere Kosten für die Beratung der Anschlussnehmer im Zusammenhang mit dem Anschluss ihres Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage (§ 53 c Satz 2 LWG NRW-Entwurf). Diese Regelung ist grundsätzlich zu begrüßen, zumal sie parallel zur Regelung in § 9 Abs. 2 LAbfG NRW verdeutlicht, dass nicht nur eine Beratung der Grundstückseigentümer in Fragen der Abfallentsorgung, sondern auch in Fragen der Abwasserbeseitigung sinnvoll und wichtig ist. Weiterhin wird in der Gesetzes-Begründung zu § 53 c LWG NRW-Entwurf klargestellt worden, dass mit der Neuregelung in § 53 c Satz 1 LWG NRW-Entwurf auch die gesetzliche Grundlage dafür geschaffen wird, die Kosten für die Überwachung der Kleinkläranlagen über die Abfuhrgebühr für den Klärschlamm abrechnen  zu können und § 53 c LWG NRW in diesem Zusammenhang als spezialgesetzliche Regelung dem KAG NRW vorgeht. Auch hierdurch ist einer langjährigen Forderung des StGB NRW Rechnung getragen worden.
Schließlich wurde nach massiver Kritik des StGB NRW in § 53 c Satz 3 LWG NRW-Entwurf nur programmatisch geregelt, dass ein schonender und sparsamer Umgang mit Wasser sowie die Nutzung von Regenwasser in die Gestaltung der Benutzungsgebühr einfließen sollen. In der Gesetzesbegründung wird hierzu ausgeführt, dass der in § 53 c Satz 3 LWG-NRW-Entwurf enthaltene Programmsatz die Geltung des abgabenrechtlichen Äquivalenzprinzips (siehe auch § 6 Abs. 3 Satz 2 KAG NRW) bei der Gestaltung der Benutzungsgebühren verdeutlicht. Das kommunalabgabenrechtliche Äquivalenzprinzip besage, dass zwischen der Benutzungsgebühr und der tatsächlichen Inanspruchnahme kein offensichtliches Missverhältnis bestehen dürfe. Ein schonender und sparsamer Umgang mit Wasser werde bei der Schmutzwassergebühr mit dem Frischwassermaßstab (Frischwasser = Abwasser) geschaffen. Wer weniger Kubikmeter Frischwasser verbrauche, weil er sparsam mit Frischwasser umgehe, zahle weniger Kubikmeter Schmutzwassergebühren. Die Nutzung von Regenwasser könne zum Beispiel bei der getrennten Regenwassergebühr pro Quadratmeter bebaute/versiegelte Fläche berücksichtigt werden. Werde Regenwasser als Brauchwasser (z.B. Toilettenspülung, Wäsche waschen) genutzt, so könnten diejenigen Flächen bei der Regenwassergebühr nicht mehr berücksichtigt werden, von denen Regenwasser nachweisbar durch Nutzung zum Schmutzwasser geworden sei, denn der gleiche Liter Regenwasser falle als Liter Abwasser nur einmal an, so dass er auch nur einmal über die Benutzungsgebühr abgerechnet werden könne. Mit der Regelung in § 53 c Satz 3 LWG NRW-Entwurf wird nunmehr aufgrund der Initiative des StGB NRW lediglich die bereits bestehende Praxis der Gebührenerhebung in den Städte und Gemeinden nachempfunden. 

6. Gewässerrandstreifen/Gewässerunterhaltung 

Zukünftig soll es in NRW nach § 90 a LWG NRW-Entwurf sog. Gewässerrandstreifen geben, die dazu dienen sollen, den Zustand des Gewässers zu erhalten und zu verbessern sowie Einträge in das Gewässer zu vermindern. Der StGB NRW konnte durch massiven Protest erreichen, dass die Gewässerrandstreifen nicht in die Gewässerunterhaltungspflicht der Städten und Gemeinden fallen und hierdurch eine neue Kostenspirale bei den Kosten der Gewässerunterhaltung ausgelöst wird. Auch die Umlage der Kosten der Gewässerunter-haltung wird wesentlich erleichtert. Nach § 92 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW-Entwurf können zukünftig bebaute Grundstücke auf der Grundlage des Ortsrechts pauschal höher belastet werden als unbebaute Grundstücke, wenn nach den örtlichen Verhältnissen der Verwal-tungsaufwand zur Ermittlung der versiegelten und nicht versiegelten Flächen und der Unterschiede des Wasserabflusses in einem Missverhältnis steht. Mit dieser Neuregelung wird sichergestellt, dass unbebaute Grundstücke wie z.B. Acker, Wiesen und Waldflächen weniger belastet werden als bebaute Grundstücke mit versiegelten Flächen. Zugleich ist eine einfache Handhabung gewährleistet, die lediglich darauf abstellt, ob ein Grundstück bebaut oder unbebaut ist. Eine solche Regelung war zwingend erforderlich, zumal die jetzige Regelung in § 92 Abs. 1 Satz 6 LWG regelmäßig einen zu hohen Verwaltungs-aufwand erforderte. Vor diesem Hintergrund hatte der StGB NRW seit Jahren die Forderung nach einer Vereinfachung der Umlagevorschrift erhoben.

Die Geschäftsstelle wird über den Fortgang berichten.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Bernd Jürgen Schneider 
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